
„Neues Arbeitnehmerentsenderecht“ 
10. ZAAR-Tagung am 19.10.2018 

 

1  

 

Inhaltsverzeichnis 
 Seite 
 

Vorwort  2 
_____________________________________________________________________ 

Programm 3 
_____________________________________________________________________ 

Referate  

Die Neuregelung der Arbeitnehmerentsendung in Europa - 
Arbeitsrechtliche Fragen 

Professor Dr. Martin Franzen 
Ludwig-Maximilians-Universität München 5 
______________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

Die Neuregelung der Arbeitnehmerentsendung in Europa - 
Sozialrechtliche Fragen 

Professor Dr. Heinz-Dietrich Steinmeyer 
Westfälische Wilhelms-Universität Münster 21 
______________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

Rechtsprobleme der Arbeitnehmerentsendung aus Deutschland 

Rechtsanwalt Frank Meyer 
Airbus 23 
______________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

Arbeitnehmerentsendung aus polnischer Sicht 

Professor Dr. Leszek Mitrus 
Jagiellonen-Universität Krakau 29 

_____________________________________________________________________ 

Teilnehmerliste  
_____________________________________________________________________ 
  



 
Vorwort  

 

2 

 

Neues Arbeitnehmerentsenderecht  

Die Entsenderichtlinie aus dem Jahr 1996 hat lange Zeit einen – relativ – sicheren Rah-

men für die Regulierung grenzüberschreitender Arbeitnehmereinsätze geboten. Den-

noch sind die Konflikte zwischen Abschottung und Öffnung sowie zwischen sozialem 

Schutz und Liberalisierung nie ganz zur Ruhe gekommen, und zuletzt wurde auch das 

Entsenderecht wieder auf den Prüfstand gebracht. Der Reformentwurf, den das Euro-

päische Parlament Ende Mai dieses Jahres in erster Lesung gebilligt hat, sieht erhebli-

che Eingriffe in das bisherige System vor. Es sind Erweiterungen bei den im Entsen-

dungsfall gültigen Vorschriften des Aufnahmestaats geplant. Zudem wird für Entsen-

dungen, die zwölf Monate überschreiten, die fast vollständige Anwendung des im Auf-

nahmestaat gültigen Arbeitsrechts angeordnet, welches in der Regel neben dasjenige 

des Entsendestaats tritt. Den Mitgliedstaaten werden Erweiterungen nur bis zu 18 Mo-

naten erlaubt. Beschränkungen ergeben sich somit nicht nur für den Einsatz ausländi-

scher Anbieter in Deutschland, sondern auch für die Entsendung aus dem deutschen 

Inland ins europäische Ausland. Die avisierte Neuregelung wirft eine Vielzahl von Fra-

gen auf. Klärungsbedarf ergibt sich für die praktische Handhabung des neuen Rechts, 

etwa für die Koppelung mit dem koordinierenden Sozialrecht. Nicht zuletzt stellt sich 

das Problem der Vereinbarkeit mit höherrangigem Europarecht, insbesondere der 

Dienstleistungsfreiheit.  

 

Richard Giesen (ZAAR) 
Matthias Jacobs (BLS) 

Abbo Junker (ZAAR) 
Volker Rieble (ZAAR) 
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Programm 

10.00 Uhr Begrüßung 

10.20 Uhr Die Neuregelung der Arbeitnehmerentsendung in Europa - 
Arbeitsrechtliche Fragen 
Professor Dr. Martin Franzen 
Ludwig-Maximilians-Universität München 

 Diskussion 

11.30 Uhr Die Neuregelung der Arbeitnehmerentsendung in Europa - 
Sozialrechtliche Fragen 
Professor Dr. Heinz-Dietrich Steinmeyer 
Westfälische Wilhelms-Universität Münster 

 Diskussion 

12.40 Uhr Mittagspause 

13.40 Uhr Rechtsprobleme der Arbeitnehmerentsendung aus Deutschland 
Rechtsanwalt Frank Meyer 
Airbus 

 Diskussion 

14.50 Uhr Kaffeepause 

15.20 Uhr Arbeitnehmerentsendung aus polnischer Sicht 
Professor Dr. Leszek Mitrus 
Jagiellonen-Universität Krakau 

 Diskussion 

16.30 Uhr Verabschiedung 
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Professor Dr. Heinz-Dietrich Steinmeyer 

Westfälische Wilhelms-Universität Münster 
 

Die Neuregelung der Arbeitnehmerentsendung in Europa - Sozialrechtliche Fragen 
 
__________________________________________________________________________ 

 
 
 

Thesen 

 
1. Arbeitsrecht und Sozialrecht sind zwar von den Lebenssachverhalten her vergleich-

bar, weisen aber unterschiedliche Strukturprinzipien auf, die sich auch bei interna-
tionalen Sachverhalten im Grundsatz auswirken. 

2. Das Sozialrecht ist einer Rechtswahl nicht zugänglich, gleichwohl sind aber die Re-
geln der VO 883/04 und der VO Rom I zu entsandten Arbeitnehmern im Ergebnis 
weitgehend ähnlich. 

3. Dieses Prinzip durchbricht die Entsenderichtlinie, da sie anders als Art. 8 und 9 Rom 
I und die Regeln des europäischen koordinierenden Sozialrechts nicht allein vom 
Schutz des Arbeitnehmers ausgeht sondern Wettbewerbsgesichtspunkte berück-
sichtigt. 

4. Das führt zu Brüchen zwischen Arbeits- und Sozialrecht, die sich in der Praxis nach-
teilig auswirken werden. 

a. Der persönliche Anwendungsbereich ist nicht unbedingt deckungsgleich, da VO 
883/04 grundsätzlicher vorgeht. 

b. Das europäische Sozialrecht erfasst die Sozialversicherung insgesamt. 

c. Die Entsendefristen sind ebenfalls unterschiedlich – 24 Monaten mit Verlänge-
rungsmöglichkeit im Sozialrecht und 12 bis 18 Monate bei Arbeitnehmerent-
sendung 

d. Bei der Ersetzung bzw. Ablösung eines Arbeitnehmers sind die Regelungen un-
terschiedlich ausgestaltet. Im Sozialrecht Regelung auch einschlägig, wenn Ar-
beitnehmer eines anderen Arbeitgebers ablöst, im Fall der Entsenderichtlinie 
hingegen nur bei Ablösung durch Arbeitnehmer des gleichen Unternehmens. 
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5. Die Regelung der neuen Entsenderichtlinie führt zu Brüchen zwischen Arbeits- und 
Sozialrecht, ggf. auch zu Ungerechtigkeiten und jedenfalls zur Erhöhung der Kom-
plexität von Entsendungen.  

6. Es ist nicht zu erwarten, dass das Sozialrecht den Maßgaben der Entsenderichtlinie 
angepasst wird und es wäre auch nicht sinnvoll. 
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Professor Dr. Leszek Mitrus 

Jagiellonen-Universität Krakau 
 

Arbeitnehmerentsendung aus polnischer Sicht 
 

__________________________________________________________________________ 
 
 
 

Überblick: 

• Hintergrund: Die Entsenderichtlinie 96/71 und ihre Bedeutung für Polen  

• Probleme der praktischen Anwendung der Entsendevorschriften   

• Die Reform der Richtlinie 96/71 aus polnischer Perspektive  

• Schlussfolgerungen   

 

 

 

Entsenderichtlinie 96/71: 

• wurde vor mehr als 20 Jahren erlassen  

• Ziele der Richtlinie: Gleichgewicht zwischen  

(1) der Ausübung der Diensleistungsfreiheit unter gleichen 
Wettbewerbsbedingungen und  

(2) dem Schutz der Rechte entsandter Arbeitnehmer  

• Entsendung hat vorübergehenden Charakter, d.h. der entsandte Arbeitnehmer 
ist kein Wanderarbeitnehmer  

Hauptfrage: Wer wird durch die Richtlinie 96/71 geschützt? 

• entsandte Arbeitnehmer? 

• Unternehmen, die in einem anderem Mitgliedstaat Dienstleistungen 
anbieten? 

• heimische Arbeitnehmer? 

• der Arbeitsmarkt des Aufnahmestaats? 
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• Herkunftslandprinzip: z.B. Anwendung polnischen Rechts bei Entsendung 
nach Deutschland 

• Arbeitsortprinzip: z.B. Maßgeblichkeit bestimmter deutscher Arbeitsrechtsnor-
men bei Entsendung nach Deutschland 

• Der Aufnahmestaat kann die Beachtung der nationalen Regelungen über Ar-
beitsbedingungen verlangen (u.a. Mindestlohnsätze)  

• Art. 3: „Kernbestand klar definierter Arbeits- und Beschäftigungsbedingunen”: 
komplette Liste von Vorschriften, aber nicht das gesamte Arbeitsrecht  

EU-Erweiterung 2004: 

• Übergangsperiode im Bereich der Arbeitnehmerfreizügikeit, aber keine Be-
schränkungen im Bereich des Warenverkehrs und der Dienstleistungsfreiheit 

• Entsendefreiheit seit 1.5.2004 eröffnet (mit Ausnahmen im Bausektor in 
Deutschland und Österreich) 

• Wesentliche Unterschiede zwischen alten und neuen Mitgliedstaaten, u.a.: 
Mindestlöhne, Sozialabgaben, Steuern, Arbeitskosten 

Wettbewerbsvorteile der polnischen Unternehmer: 

• Geht es nur um niedrigere Entlohnung und Arbeitskosten? 

• Oder auch: Produktivität, Effizienz, Qualifikationsniveau, Qualität der Dienst-
leistungen? 

• Zusätzliche Kosten: z. B. Übersetzung von Dokumenten, Einstellung von Kon-
taktpersonen  

• Sozialleistungen nach polnischem Recht (z.B. im Fall der Erkrankung des Ar-
beitnehmers) 

Das „alte” Europa: 

• Furcht vor unfairem Wettbewerb durch Billiglohnunternehmen und Soziald-
umping, 

aber: 

• Kunden aus den alten Mitgliedstaaten stehen hochqualifizierte (und relativ 
günstige) Arbeitskräfte aus den neuen Mitgliedstaaten zur Verfügung (z. B. in 
der Pflegebranche) 
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(Un)zulässige Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit: 

• Wo liegt die Grenze der Kompetenzen des nationalen Gesetzgebers und der 
Sozialpartner im Hinblick auf entsandte Arbeitnehmer? 

• Rechtssache C-341/05 Laval: Nach den Forderungen und Kollektivmaßnahmen 
der schwedischen Gewerkschaften wurde das lettische Unternehmen Laval für 
insolvent erklärt 

• EuGH: Unverhältnismäßigkeit (insb. Rn. 103 des Urteils) 

Das Europäische Parlament zum Sozialdumping  
(Entschließung vom 14.9.2016): 

• das Konzept umfasst eine große Bandbreite vorsätzlich missbräuchlicher Prak-
tiken und die Umgehung geltender europäischer und einzelstaatlicher Rechts-
vorschriften  

• einschließlich Gesetzen und allgemeinverbindlichen Tarifverträgen, die durch 
die unrechtmäßige Minimierung von Personal- und Betriebskosten zur Ent-
wicklung eines unlauteren Wettbewerbs beitragen sowie die Verletzung von 
Arbeitnehmerrechten und die Ausbeutung von Arbeitnehmern bewirken (…) 

Praktische Probleme der Arbeitnehmerentsendung: 

• Nicht angemeldete Erwerbstätigkeit 

• Scheinselbständigkeit 

• „Briefkastenfirmen” 

- aber:  

• Rechtmäßige Arbeitnehmerentsendung entspricht den Grundlagen des Bin-
nenmarkts - und stellt keine Marktverzerrung dar    
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Die Richtlinie 2014/67: 

• Verstärkte Durchsetzung der Richtlinie 96/71, insbesondere: 

• Kriterien zur Feststellung einer tätsachlichen Entsendung  

• besserer Zugang zu Informationen über Beschäftigungsbedingungen  

• Verhinderung von Missbrauch und der Umgehung von Vorschriften 

• Verwaltungszusammenarbeit der zuständigen Behörden 

Die Richtlinie 2018/957 zur Änderung der Richtlinie 96/71 

Was ist neu? 

• Ziel: Sicherstellung des Schutzes entsandter Arbeitnehmer während ihrer Ent-
sendung im Verhältnis zur Dienstleistungsfreiheit 

• Die Mindestbeschäftigungsbedingungen: 

- „Entlohnung” statt „Mindestlohnsätze”  

- Bedingungen für Unterkünfte  

- Reise-, Unterbringungs-, Verpflegungskosten 

• Die gesetzlich normierte zeitliche Begrenzung der Arbeitnehmerentsendung 

• Die Erweiterung des Anwendungsbereichs von Tarifverträgen (in der Zukunft 
nicht nur im Bausektor) 

• Die Verordnung 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicher-
heit bleibt unberührt 

1.  „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort”: 

• „Entlohnung” statt „Mindestlohnsätze” 

• Der Begriff „Entlohnung” ist nach nationalem Recht zu verstehen 

• Sollten entsandte Arbeitnehmer wirklich alle Bestandteile der Entlohnung er-
halten? 

• Der Bruttobetrag ist von Bedeutung 

• Sozialabgaben bleiben unverändert 
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2.  Die neuen Mindestarbeitsbedingungen: 

• Bedingungen für Unterkünfte von Arbeitnehmern 

• Zulagen oder Kostenerstattungen zur Deckung von Reise-, Unterbringungs- 
und Verpflegungskosten für Arbeitnehmer, die aus beruflichen Gründen nicht 
zu Hause wohnen 

3.  Die zeitliche Begrenzug der Entsendung: 

• Wenn die tatsächliche Entsendung mehr als 12 Monate beträgt, gelten die zu-
sätzlichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen  

• in der Praxis: fast das ganze Arbeitsrecht des Aufnahmestaates 

• Zulässigkeit der Verlängerung auf 18 Monate; „mit einer Begründung verse-
hene Mitteilung” 

• Laut der novellierten Richtlinie entsteht nach 12 (bzw. 18) Monaten 
automatisch die Verbindung zwischen dem entsandten Arbeitnehmer und 
dem Arbeitsmarkt des Aufnahmestaats 

• auch Ketten-Entsendungen (mit wechselnden Personen auf demselben 
Arbeitsplatz) werden erfasst 

• Ergebnis: de facto kein Herkunftslandprinzip im Bereich des Arbeitsrechts 

Fragen: 

• Ergebnis der neuen Richtlinie:  
Stärkung der Rechte entsandter Arbeitnehmer oder unzulässige Beschränkung 
der Dienstleistungsfreiheit? 

• „Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit sind nur zulässig, wenn sie ge-
rechtfertigt sind aus zwingenden Gründen des Allgemeininteresses und wenn 
sie verhältnismäßig und erforderlich” sind: Ist das der Fall? 

• Ist die neue Richtlinie europarechtskonform? 
Vor allem: Steht sie im Einklang m. Art. 56 AEUV? 

• Soll internationaler Straßenverkehr durch die Entsenderichtlinie erfasst wer-
den? 

• Wird in der Zukunft die Zahl der Entsendungen aus Polen in die „alten Mit-
gliedstaaten” verringert werden? 
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Schlussfolgerungen: 

• Ordnungsgemäße Arbeitnehmerentsendung ist „win – win” Aktivität für alle 
Beteiligten  

• Die tatsächliche Befolgung der Richtlinie 96/71 ist von ausschlaggebender Be-
deutung. Um sie zu bewerkstelligen, bedarf es keiner wesentlichen Reform der 
Richtlinie. Stattdessen sollten Überwachung und Durchsetzung verstärkt wer-
den.  

• Die Richtlinie 2018/957 ist ein Beispiel für Protektionismus. 

Post scriptum: 

• Am 3.10.2018 haben Polen und Ungarn gegen die Richtlinie 2018/957 Nichtig-
keitsklage beim EuGH erhoben. 

• Fortsetzung folgt… 

  



31996L0071
Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von 
Dienstleistungen 

Amtsblatt Nr. L 018 vom 21/01/1997 S. 0001 - 0006

RICHTLINIE 96/71/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 16. Dezember 
1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 
57 Absatz 2 und Artikel 66,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Beseitigung der Hindernisse für den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten gehört gemäß Artikel 3 Buchstabe c) des Vertrages zu den Zielen der 
Gemeinschaft.

(2) Für die Erbringung von Dienstleistungen sind nach dem Vertrag seit Ende der Übergangszeit 
Einschränkungen aufgrund der Staatsangehörigkeit oder einer Wohnsitzvoraussetzung unzulässig.

(3) Die Verwirklichung des Binnenmarktes bietet einen dynamischen Rahmen für die 
länderübergreifende Erbringung von Dienstleistungen. Das veranlaßt eine wachsende Zahl von 
Unternehmen, Arbeitnehmer für eine zeitlich begrenzte Arbeitsleistung in das Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats zu entsenden, der nicht der Staat ist, in dem sie normalerweise beschäftigt werden.

(4) Die Erbringung von Dienstleistungen kann entweder als Ausführung eines Auftrags durch ein 
Unternehmen, in seinem Namen und unter seiner Leitung im Rahmen eines Vertrags zwischen 
diesem Unternehmen und dem Leistungsempfänger oder in Form des Zurverfügungstellens von 
Arbeitnehmern für ein Unternehmen im Rahmen eines öffentlichen oder privaten Auftrags 
erfolgen.

(5) Voraussetzung für eine solche Förderung des länderübergreifenden Dienstleistungsverkehrs 
sind ein fairer Wettbewerb sowie Maßnahmen, die die Wahrung der Rechte der Arbeitnehmer 
garantieren.

(6) Mit der Transnationalisierung der Arbeitsverhältnisse entstehen Probleme hinsichtlich des auf 
ein Arbeitsverhältnis anwendbaren Rechts. Es liegt im Interesse der betroffenen Parteien, die für 
das geplante Arbeitsverhältnis geltenden Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen festzulegen.

(7) Das Übereinkommen von Rom vom 19. Juni 1980 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse 
anzuwendende Recht (4), das von zwölf Mitgliedstaaten unterzeichnet wurde, ist am 1. April 1991 
in der Mehrheit der Mitgliedstaaten in Kraft getreten.

(8) In Artikel 3 dieses Übereinkommens wird als allgemeine Regel die freie Rechtswahl der 
Parteien festgelegt. Mangels einer Rechtswahl ist nach Artikel 6 Absatz 2 auf den Arbeitsvertrag 
das Recht des Staates anzuwenden, in dem der Arbeitnehmer in Erfuellung des Vertrages 
gewöhnlich seine Arbeit verrichtet, selbst wenn er vorübergehend in einen anderen Staat 
entsandt ist, oder das Recht des Staates, in dem sich die Niederlassung befindet, die den 
Arbeitnehmer eingestellt hat, sofern dieser seine Arbeit gewöhnlich nicht in ein und demselben 
Staat verrichtet, es sei denn, daß sich aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, daß der 
Arbeitsvertrag engere Verbindungen zu einem anderen Staat aufweist; in diesem Fall ist das 
Recht dieses anderen Staates anzuwenden.

(9) Nach Artikel 6 Absatz 1 dieses Übereinkommens darf die Rechtswahl der Parteien nicht dazu 
führen, daß dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird, der ihm durch die zwingenden 
Bestimmungen des Rechts gewährt wird, das nach Absatz 2 mangels einer Rechtswahl 
anzuwenden wäre.
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(10) Nach Artikel 7 dieses Übereinkommens kann - zusammen mit dem für anwendbar erklärten 
Recht - den zwingenden Bestimmungen des Rechts eines anderen Staates, insbesondere des 
Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer vorübergehend entsandt wird, Wirkung 
verliehen werden.

(11) Nach dem in Artikel 20 dieses Übereinkommens anerkannten Grundsatz des Vorrangs des 
Gemeinschaftsrechts berührt das Übereinkommen nicht die Anwendung der Kollisionsnormen für 
vertragliche Schuldverhältnisse auf besonderen Gebieten, die in Rechtsakten der Organe der 
Europäischen Gemeinschaften oder in dem in Ausführung dieser Akte harmonisierten 
innerstaatlichen Recht enthalten sind oder enthalten sein werden.

(12) Das Gemeinschaftsrecht hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, ihre Gesetze oder die von 
den Sozialpartnern abgeschlossenen Tarifverträge auf sämtliche Personen anzuwenden, die - 
auch nur vorübergehend - in ihrem Hoheitsgebiet beschäftigt werden, selbst wenn ihr Arbeitgeber 
in einem anderen Mitgliedstaat ansässig ist. Das Gemeinschaftsrecht verbietet es den 
Mitgliedstaaten nicht, die Einhaltung dieser Bestimmungen mit angemessenen Mitteln 
sicherzustellen.

(13) Die Gesetze der Mitgliedstaaten müssen koordiniert werden, um einen Kern zwingender 
Bestimmungen über ein Mindestmaß an Schutz festzulegen, das im Gastland von Arbeitgebern zu 
gewährleisten ist, die Arbeitnehmer für eine zeitlich begrenzte Arbeitsleistung in das Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats entsenden, in dem eine Dienstleistung zu erbringen ist. Eine solche 
Koordinierung kann nur durch Rechtsvorschriften der Gemeinschaft erfolgen.

(14) Ein "harter Kern" klar definierter Schutzbestimmungen ist vom Dienstleistungserbringer 
unabhängig von der Dauer der Entsendung des Arbeitnehmers einzuhalten.

(15) In bestimmten Einzelfällen von Montage- und/oder Einbauarbeiten sind die Bestimmungen 
über die Mindestlohnsätze und den bezahlten Mindestjahresurlaub nicht anzuwenden.

(16) Die Anwendung der Bestimmungen über die Mindestlohnsätze und den bezahlten 
Mindestjahresurlaub bedarf außerdem einer gewissen Flexibilität. Beträgt die Dauer der 
Entsendung nicht mehr als einen Monat, so können die Mitgliedstaaten unter bestimmten 
Bedingungen von den Bestimmungen über die Mindestlohnsätze abweichen oder die Möglichkeit 
von Abweichungen im Rahmen von Tarifverträgen vorsehen. Ist der Umfang der zu verrichtenden 
Arbeiten gering, so können die Mitgliedstaaten von den Bestimmungen über die Mindestlohnsätze 
und den bezahlten Mindestjahresurlaub abweichen.

(17) Die im Gastland geltenden zwingenden Bestimmungen über ein Mindestmaß an Schutz 
dürfen jedoch nicht der Anwendung von Arbeitsbedingungen, die für die Arbeitnehmer günstiger 
sind, entgegenstehen.

(18) Es sollte der Grundsatz eingehalten werden, daß außerhalb der Gemeinschaft ansässige 
Unternehmen nicht besser gestellt werden dürfen als Unternehmen, die im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats ansässig sind.

(19) Unbeschadet anderer Gemeinschaftsbestimmungen beinhaltet diese Richtlinie weder die 
Verpflichtung zur rechtlichen Anerkennung der Existenz von Leiharbeitsunternehmen, noch 
hindert sie die Mitgliedstaaten, ihre Rechtsvorschriften über das Zurverfügungstellen von 
Arbeitskräften und über Leiharbeitsunternehmen auf Unternehmen anzuwenden, die nicht in 
ihrem Hoheitsgebiet niedergelassen, dort aber im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen 
tätig sind.

(20) Diese Richtlinie berührt weder die von der Gemeinschaft mit Drittländern geschlossenen 
Übereinkünfte noch die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die den Zugang von 
Dienstleistungserbringern aus Drittländern zu ihrem Hoheitsgebiet betreffen. Ebenso bleiben die 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, die die Einreise und den Aufenthalt von Arbeitnehmern aus 
Drittländern sowie deren Zugang zur Beschäftigung regeln, von dieser Richtlinie unberührt.

(21) Welche Bestimmungen im Bereich der Sozialversicherungsleistungen und -beiträge 
anzuwenden sind, ist in der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur 
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die 
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern (5), geregelt.

(22) Diese Richtlinie berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten über kollektive Maßnahmen zur 
Verteidigung beruflicher Interessen.

(23) Die zuständigen Stellen in den Mitgliedstaaten müssen bei der Anwendung dieser Richtlinie 
zusammenarbeiten. Die Mitgliedstaaten haben geeignete Maßnahmen für den Fall der 
Nichteinhaltung dieser Richtlinie vorzusehen.

(24) Es muß sichergestellt werden, daß diese Richtlinie ordnungsgemäß angewandt wird. Hierzu 
ist eine enge Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten vorzusehen.
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(25) Spätestens fünf Jahre nach Annahme dieser Richtlinie hat die Kommission die Anwendung 
dieser Richtlinie zu überprüfen und, falls erforderlich, Änderungsvorschläge zu unterbreiten -

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt für Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat, die im Rahmen der 
länderübergreifenden Erbringung von Dienstleistungen Arbeitnehmer gemäß Absatz 3 in das 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats entsenden.

(2) Diese Richtlinie gilt nicht für Schiffsbesatzungen von Unternehmen der Handelsmarine.

(3) Diese Richtlinie findet Anwendung, soweit die in Absatz 1 genannten Unternehmen eine der 
folgenden länderübergreifenden Maßnahmen treffen:

a) einen Arbeitnehmer in ihrem Namen und unter ihrer Leitung in das Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats im Rahmen eines Vertrags entsenden, der zwischen dem entsendenden 
Unternehmen und dem in diesem Mitgliedstaat tätigen Dienstleistungsempfänger geschlossen 
wurde, sofern für die Dauer der Entsendung ein Arbeitsverhältnis zwischen dem entsendenden 
Unternehmen und dem Arbeitnehmer besteht, oder

b) einen Arbeitnehmer in eine Niederlassung oder ein der Unternehmensgruppe angehörendes 
Unternehmen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats entsenden, sofern für die Dauer der 
Entsendung ein Arbeitsverhältnis zwischen dem entsendenden Unternehmen und dem 
Arbeitnehmer besteht, oder

c) als Leiharbeitsunternehmen oder als einen Arbeitnehmer zur Verfügung stellendes 
Unternehmen einen Arbeitnehmer in ein verwendendes Unternehmen entsenden, das seinen Sitz 
im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat oder dort seine Tätigkeit ausübt, sofern für die Dauer 
der Entsendung ein Arbeitsverhältnis zwischen dem Leiharbeitunternehmen oder dem einen 
Arbeitnehmer zur Verfügung stellenden Unternehmen und dem Arbeitnehmer besteht.

(4) Unternehmen mit Sitz in einem Nichtmitgliedstaat darf keine günstigere Behandlung zuteil 
werden als Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat.

Artikel 2

Begriffsbestimmung 

(1) Im Sinne dieser Richtlinie gilt als entsandter Arbeitnehmer jeder Arbeitnehmer, der während 
eines begrenzten Zeitraums seine Arbeitsleistung im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats 
als demjenigen erbringt, in dessen Hoheitsgebiet er normalerweise arbeitet.

(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie wird der Begriff des Arbeitnehmers in dem Sinne verwendet, 
in dem er im Recht des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt wird, 
gebraucht wird.

Artikel 3

Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß unabhängig von dem auf das jeweilige Arbeitsverhältnis 
anwendbaren Recht die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Unternehmen den in ihr Hoheitsgebiet 
entsandten Arbeitnehmern bezüglich der nachstehenden Aspekte die Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen garantieren, die in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die 
Arbeitsleistung erbracht wird,

- durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften und/oder

- durch für allgemein verbindlich erklärte Tarifverträge oder Schiedssprüche im Sinne des 
Absatzes 8, sofern sie die im Anhang genannten Tätigkeiten betreffen,

festgelegt sind:

a) Hoechstarbeitszeiten und Mindestruhezeiten;

b) bezahlter Mindestjahresurlaub;

c) Mindestlohnsätze einschließlich der Überstundensätze; dies gilt nicht für die zusätzlichen 
betrieblichen Altersversorgungssysteme;

d) Bedingungen für die Überlassung von Arbeitskräften, insbesondere durch 
Leiharbeitsunternehmen;
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e) Sicherheit, Gesundheitsschutz und Hygiene am Arbeitsplatz;

f) Schutzmaßnahmen im Zusammenhang mit den Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen von 
Schwangeren und Wöchnerinnen, Kindern und Jugendlichen;

g) Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie andere Nichtdiskriminierungsbestimmungen.

Zum Zweck dieser Richtlinie wird der in Unterabsatz 1 Buchstabe c) genannte Begriff der 
Mindestlohnsätze durch die Rechtsvorschriften und/oder Praktiken des Mitgliedstaats bestimmt, in 
dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt wird.

(2) Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b) und c) gilt nicht für Erstmontage- und/oder 
Einbauarbeiten, die Bestandteil eines Liefervertrags sind, für die Inbetriebnahme der gelieferten 
Güter unerläßlich sind und von Facharbeitern und/oder angelernten Arbeitern des 
Lieferunternehmens ausgeführt werden, wenn die Dauer der Entsendung acht Tage nicht 
übersteigt.

Dies gilt nicht für die im Anhang aufgeführten Bauarbeiten.

(3) Die Mitgliedstaaten können gemäß ihren üblichen Verfahren und Praktiken nach Konsultation 
der Sozialpartner beschließen, Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c) in den in Artikel 1 Absatz 3 
Buchstaben a) und b) genannten Fällen nicht anzuwenden, wenn die Dauer der Entsendung einen 
Monat nicht übersteigt.

(4) Die Mitgliedstaaten können gemäß ihren Rechtsvorschriften und/oder Praktiken vorsehen, daß 
durch Tarifverträge im Sinne des Absatzes 8 für einen oder mehrere Tätigkeitsbereiche in den in 
Artikel 1 Absatz 3 Buchstaben a) und b) genannten Fällen von Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe 
c) sowie von dem Beschluß eines Mitgliedstaats nach Absatz 3 abgewichen werden kann, wenn 
die Dauer der Entsendung einen Monat nicht übersteigt.

(5) Die Mitgliedstaaten können in den in Artikel 1 Absatz 3 Buchstaben a) und b) genannten 
Fällen eine Ausnahme von Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b) und c) vorsehen, wenn der 
Umfang der zu verrichtenden Arbeiten gering ist.

Die Mitgliedstaaten, die von der in Unterabsatz 1 gebotenen Möglichkeit Gebrauch machen, legen 
die Modalitäten fest, denen die zu verrichtenden Arbeiten entsprechen müssen, um als Arbeiten 
von geringem Umfang zu gelten.

(6) Die Dauer der Entsendung berechnet sich unter Zugrundelegung eines Bezugszeitraums von 
einem Jahr ab Beginn der Entsendung.

Bei der Berechnung der Entsendungsdauer wird die Dauer einer gegebenenfalls im Rahmen einer 
Entsendung von einem zu ersetzenden Arbeitnehmer bereits zurückgelegten Entsendungsdauer 
berücksichtigt.

(7) Die Absätze 1 bis 6 stehen der Anwendung von für die Arbeitnehmer günstigeren 
Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen nicht entgegen.

Die Entsendungszulagen gelten als Bestandteil des Mindestlohns, soweit sie nicht als Erstattung 
für infolge der Entsendung tatsächlich entstandene Kosten wie z. B. Reise-, Unterbringungs- und 
Verpflegungskosten gezahlt werden.

(8) Unter "für allgemein verbindlich erklärten Tarifverträgen oder Schiedssprüchen" sind 
Tarifverträge oder Schiedssprüche zu verstehen, die von allen in den jeweiligen geographischen 
Bereich fallenden und die betreffende Tätigkeit oder das betreffende Gewerbe ausübenden 
Unternehmen einzuhalten sind.

Gibt es kein System zur Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen oder Schiedssprüchen 
im Sinne von Unterabsatz 1, so können die Mitgliedstaaten auch beschließen, folgendes zugrunde 
zu legen:

- die Tarifverträge oder Schiedssprüche, die für alle in den jeweiligen geographischen Bereich 
fallenden und die betreffende Tätigkeit oder das betreffende Gewerbe ausübenden gleichartigen 
Unternehmen allgemein wirksam sind, und/oder

- die Tarifverträge, die von den auf nationaler Ebene repräsentativsten Organisationen der 
Tarifvertragsparteien geschlossen werden und innerhalb des gesamten nationalen Hoheitsgebiets 
zur Anwendung kommen,

sofern deren Anwendung auf die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Unternehmen eine 
Gleichbehandlung dieser Unternehmen in bezug auf die in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten 
Aspekte gegenüber den im vorliegenden Unterabsatz genannten anderen Unternehmen, die sich 
in einer vergleichbaren Lage befinden, gewährleistet.
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Gleichbehandlung im Sinne dieses Artikels liegt vor, wenn für die inländischen Unternehmen, die 
sich in einer vergleichbaren Lage befinden,

- am betreffenden Ort oder in der betreffenden Sparte hinsichtlich der Aspekte des Absatzes 1 
Unterabsatz 1 dieselben Anforderungen gelten wie für die Entsendeunternehmen und

- diese Anforderungen ihnen gegenüber mit derselben Wirkung durchgesetzt werden können.

(9) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Unternehmen 
Arbeitnehmern im Sinne von Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe c) diejenigen Bedingungen garantieren, 
die in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Arbeitsleistung erbracht wird, für 
Leiharbeitnehmer gelten.

(10) Diese Richtlinie berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, unter Einhaltung des Vertrags 
für inländische und ausländische Unternehmen in gleicher Weise

- Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen für andere als die in Absatz 1 Unterabsatz 1 
aufgeführten Aspekte, soweit es sich um Vorschriften im Bereich der öffentlichen Ordnung 
handelt,

- Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, die in Tarifverträgen oder Schiedssprüchen nach 
Absatz 8 festgelegt sind und andere als im Anhang genannte Tätigkeit betreffen,

vorzuschreiben.

Artikel 4

Zusammenarbeit im Informationsbereich 

(1) Zur Durchführung dieser Richtlinie benennen die Mitgliedstaaten gemäß ihren 
Rechtsvorschriften und/oder Praktiken ein oder mehrere Verbindungsbüros oder eine oder 
mehrere zuständige einzelstaatliche Stellen.

(2) Die Mitgliedstaaten sehen die Zusammenarbeit der Behörden vor, die entsprechend den 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften für die Überwachung der in Artikel 3 aufgeführten Arbeits- 
und Beschäftigungsbedingungen zuständig sind. Diese Zusammenarbeit besteht insbesondere 
darin, begründete Anfragen dieser Behörden zu beantworten, die das länderübergreifende 
Zurverfügungstellen von Arbeitnehmern, einschließlich offenkundiger Verstöße oder Fälle von 
Verdacht auf unzulässige länderübergreifende Tätigkeiten, betreffen.

Die Kommission und die in Unterabsatz 1 bezeichneten Behörden arbeiten eng zusammen, um 
etwaige Schwierigkeiten bei der Anwendung des Artikels 3 Absatz 10 zu prüfen.

Die gegenseitige Amtshilfe erfolgt unentgeltlich.

(3) Jeder Mitgliedstaat ergreift die geeigneten Maßnahmen, damit die Informationen über die 
nach Artikel 3 maßgeblichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen allgemein zugänglich sind.

(4) Jeder Mitgliedstaat nennt den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission die in Absatz 1 
bezeichneten Verbindungsbüros und/oder zuständigen Stellen.

Artikel 5

Maßnahmen 

Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Maßnahmen für den Fall der Nichteinhaltung dieser Richtlinie 
vor.

Sie stellen insbesondere sicher, daß den Arbeitnehmern und/oder ihren Vertretern für die 
Durchsetzung der sich aus dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen geeignete Verfahren zur 
Verfügung stehen.

Artikel 6

Gerichtliche Zuständigkeit 

Zur Durchsetzung des Rechts auf die in Artikel 3 gewährleisteten Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen kann eine Klage in dem Mitgliedstaat erhoben werden, in dessen 
Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt ist oder war; dies berührt nicht die Möglichkeit, 
gegebenenfalls gemäß den geltenden internationalen Übereinkommen über die gerichtliche 
Zuständigkeit in einem anderen Staat Klage zu erheben.

Artikel 7

Durchführung 
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Die Mitgliedstaaten erlassen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um 
dieser Richtlinie spätestens ab dem 16. Dezember 1999 nachzukommen. Sie setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder 
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die 
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Artikel 8

Überprüfung durch die Kommission 

Spätestens zum 16. Dezember 2001 überprüft die Kommission die Anwendung dieser Richtlinie, 
um dem Rat erforderlichenfalls entsprechende Änderungen vorzuschlagen.

Artikel 9

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 16. Dezember 1996.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident

K. HÄNSCH

Im Namen des Rates

Der Präsident

I YATES

(1) ABl. Nr. C 225 vom 30. 8. 1991, S. 6, und

ABl. Nr. C 187 vom 9. 7. 1993, S. 5.

(2) ABl. Nr. C 49 vom 24. 2. 1992, S. 41.

(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 10. Februar 1993 (ABl. Nr. C 72 vom 13. 3. 
1993, S. 78), gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 3. Juni 1996 (ABl. Nr. C 220 vom 29. 7. 
1996, S. 1) und Beschluß des Europäischen Parlaments vom 18. September 1996 (ABl. Nr. C 320 
vom 28. 10. 1996, S. 73). Beschluß des Rates vom 24. September 1996.

(4) ABl. Nr. L 266 vom 9. 10. 1980, S. 1.

(5) ABl. Nr. L 149 vom 5. 7. 1971, S. 2. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 3096/95 (ABl. Nr. L 335 vom 30. 12. 1995, S. 10).

ANHANG 

Die in Artikel 3 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich genannten Tätigkeiten umfassen alle 
Bauarbeiten, die der Errichtung, der Instandsetzung, der Instandhaltung, dem Umbau oder dem 
Abriß von Bauwerken dienen, insbesondere

1. Aushub

2. Erdarbeiten

3. Bauarbeiten im engeren Sinne

4. Errichtung und Abbau von Fertigbauelementen

5. Einrichtung oder Ausstattung

6. Umbau

7. Renovierung

8. Reparatur

9. Abbauarbeiten

10. Abbrucharbeiten

11. Wartung

12. Instandhaltung (Maler- und Reinigungsarbeiten)
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13. Sanierung.
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE (EU) 2018/957 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 28. Juni 2018 

zur Änderung der Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der 
Erbringung von Dienstleistungen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 53 Absatz 1 und 
Artikel 62, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 2 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, die Niederlassungsfreiheit und die Dienstleistungsfreiheit sind Grundprinzipien 
des Binnenmarktes, die im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) verankert sind. Die 
Umsetzung und Durchsetzung dieser Grundsätze werden durch die Union weiterentwickelt und sollen gleiche 
Bedingungen für Unternehmen und die Achtung der Arbeitnehmerrechte gewährleisten. 

(2) Die Dienstleistungsfreiheit umfasst das Recht von Unternehmen, Dienstleistungen im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats zu erbringen und ihre Arbeitnehmer zu diesem Zweck vorübergehend in das Hoheitsgebiet dieses 
Mitgliedstaats entsenden zu können. Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Union für 
Angehörige der Mitgliedstaaten, die in einem anderen Mitgliedstaat als demjenigen des Leistungsempfängers an­
sässig sind, sind nach Maßgabe von Artikel 56 AEUV verboten. 

(3) Gemäß Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union fördert die Union soziale Gerechtigkeit und sozialen 
Schutz. Gemäß Artikel 9 AEUV trägt die Union bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer 
Maßnahmen den Erfordernissen im Zusammenhang mit der Förderung eines hohen Beschäftigungsniveaus, mit der 
Gewährleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, mit der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung sowie mit 
einem hohen Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung und des Gesundheitsschutzes Rechnung. 

(4) Mehr als zwanzig Jahre nach Erlass der Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) muss 
geprüft werden, ob sie immer noch für das richtige Gleichgewicht zwischen der Notwendigkeit der Förderung der 
Dienstleistungsfreiheit und der Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen einerseits und zum anderen der 
Notwendigkeit des Schutzes der Rechte entsandter Arbeitnehmer sorgt. Damit die Vorschriften einheitlich ange­
wendet werden und eine echte soziale Konvergenz erreicht wird, sollte neben der Überarbeitung der Richtlinie 
96/71/EG der Umsetzung und Durchsetzung der Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 5 ) Vorrang eingeräumt werden.

DE L 173/16 Amtsblatt der Europäischen Union 9.7.2018 

( 1 ) ABl. C 75 vom 10.3.2017, S. 81. 
( 2 ) ABl. C 185 vom 9.6.2017, S. 75. 
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 29. Mai 2018 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates 

vom 21. Juni 2018. 
( 4 ) Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern 

im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABl. L 18 vom 21.1.1997, S. 1). 
( 5 ) Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG 

über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen und zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-Verordnung“) (ABl. L 159 
vom 28.5.2014, S. 11).



 

(5) Im Bereich der Entsendung von Arbeitnehmern sind ausreichende und präzise statistische Daten äußerst wichtig, 
insbesondere zur Anzahl entsandter Arbeitnehmer in bestimmten Wirtschaftszweigen und je Mitgliedstaat. Die 
Mitgliedstaaten und die Kommission sollten diese Daten erfassen und überwachen. 

(6) Der Gleichbehandlungsgrundsatz und das Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit sind 
seit den Gründungsverträgen im Unionsrecht verankert. Der Grundsatz des gleichen Entgelts wurde im Sekundär­
recht umgesetzt, nicht nur für Frauen und Männer, sondern auch für Arbeitnehmer mit befristeten Arbeitsverträgen 
und vergleichbare Arbeitnehmer mit unbefristeten Verträgen, für Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigte sowie für Leih­
arbeitnehmer und vergleichbare Arbeitnehmer des entleihenden Unternehmens. Diese Grundsätze umfassen das 
Verbot aller Maßnahmen, die eine direkte oder indirekte Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit dar­
stellen. Bei der Anwendung dieser Grundsätze ist die einschlägige Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäi­
schen Union zu berücksichtigen. 

(7) Die zuständigen Behörden und Stellen sollten gemäß nationaler Rechtsvorschriften und/oder nationaler Gepflo­
genheiten in der Lage sein zu überprüfen, ob die Verhältnisse der Unterkünfte, die von den Arbeitgebern für 
entsandte Arbeitnehmer entweder direkt oder indirekt zur Verfügung gestellt werden, mit den einschlägigen 
nationalen Vorschriften des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Arbeitnehmer entsandt werden (Aufnahme­
mitgliedstaat), die auch auf entsandte Arbeitnehmer anwendbar sind, im Einklang stehen. 

(8) Entsandte Arbeitnehmer, die vorübergehend von ihrem regelmäßigen Arbeitsplatz im Aufnahmemitgliedstaat an 
einen anderen Arbeitsort gesandt werden, sollten mindestens dieselben für Arbeitnehmer, die aus beruflichen 
Gründen von ihrem Wohnort entfernt sind, geltenden Zulagen oder Kostenerstattungen zur Deckung der Reise- 
, Verpflegungs- und Unterbringungskosten erhalten wie gebietsansässige Arbeitnehmer in diesem Mitgliedstaat. Dies 
sollte auch für Ausgaben gelten, die entsandten Arbeitnehmern entstehen, wenn sie zu und von ihrem regel­
mäßigen im Aufnahmemitgliedstaat reisen müssen. Doppelzahlungen von Reise-, Verpflegungs- und Unterbrin­
gungskosten sollten vermieden werden. 

(9) Die Entsendung hat vorübergehenden Charakter. Entsandte Arbeitnehmer kehren nach Abschluss der Arbeiten, für 
die sie entsandt worden sind, in der Regel in den Mitgliedstaat, aus dem sie entsandt wurden, zurück. Allerdings 
sollten angesichts der langen Dauer mancher Entsendungen und in Anerkennung der Verbindung, die zwischen 
dem Arbeitsmarkt des Aufnahmemitgliedstaats und den für solch lange Zeiträume entsandten Arbeitnehmern 
besteht, bei Entsendezeiträumen von über 12 Monaten die Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen, dass die Unterneh­
men, die Arbeitnehmer in ihr Hoheitsgebiet entsenden, diesen Arbeitnehmern zusätzliche Arbeits- und Beschäfti­
gungsbedingungen garantieren, die für die Arbeitnehmer in dem Mitgliedstaat, in dem die Arbeit verrichtet wird, 
verbindlich gelten. Dieser Zeitraum sollte verlängert werden, sofern der Dienstleistungserbringer eine mit einer 
Begründung versehenen Mitteilung vorlegt. 

(10) Ein besserer Arbeitnehmerschutz ist notwendig, um den freien Dienstleistungsverkehr auf einer fairen Grundlage 
sowohl kurz- als auch langfristig sicherzustellen, insbesondere indem ein Missbrauch der durch die Verträge 
garantierten Rechte verhindert wird. Jedoch können die Vorschriften über den Arbeitnehmerschutz das Recht 
von Unternehmen, die Arbeitnehmer in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats entsenden, sich auch in 
Fällen, in denen die Entsendung länger als zwölf Monate oder gegebenenfalls 18 Monate dauert, auf die Dienst­
leistungsfreiheit zu berufen, nicht berühren. Bestimmungen, die für entsandte Arbeitnehmer im Rahmen einer 
Entsendung von mehr als zwölf oder gegebenenfalls 18 Monaten gelten, müssen daher mit dieser Freiheit vereinbar 
sein. Gemäß der ständigen Rechtsprechung sind Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit nur zulässig, wenn sie 
aus zwingenden Gründen des Allgemeininteresses gerechtfertigt sowie verhältnismäßig und erforderlich sind. 

(11) Überschreitet eine Entsendung 12 oder gegebenenfalls 18 Monate, sollten die zusätzlichen Arbeits- und Beschäf­
tigungsbedingungen, die von dem Unternehmen, das Arbeitnehmer in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied­
staats entsendet, garantiert werden, auch für Arbeitnehmer gelten, die entsandt werden, um andere entsandte 
Arbeitnehmer, die die gleiche Tätigkeit am gleichen Ort ausführen, zu ersetzen, damit sichergestellt wird, dass 
mit diesen Ersetzungen nicht die sonst geltenden Vorschriften umgangen werden. 

(12) In der Richtlinie 2008/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ist der Grundsatz festgelegt, dass die 
wesentlichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen für Leiharbeitnehmer mindestens denjenigen entsprechen 
sollten, die für diese Arbeitnehmer gelten würden, wenn sie von dem entleihenden Unternehmen für den gleichen 
Arbeitsplatz eingestellt würden. Dieser Grundsatz sollte auch für Leiharbeitnehmer gelten, die in das Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats entsandt werden. Gilt dieser Grundsatz, so sollte das entleihende Unternehmen das 
Leiharbeitsunternehmen von den Bedingungen, die für die Arbeitnehmer im entleihenden Unternehmen hinsicht­
lich der Arbeitsbedingungen und der Entlohnung gelten, in Kenntnis setzen. Unter bestimmten Voraussetzungen 
können die Mitgliedstaaten vom Grundsatz der Gleichbehandlung/des gleichen Entgelts nach Artikel 5 Absätze 2 
und 3 der Richtlinie 2008/104/EG abweichen. Gilt eine solche Abweichung, ist es für das Leiharbeitsunternehmen 
nicht notwendig, Kenntnis von den Arbeitsbedingungen des entleihenden Unternehmens zu haben, und die Pflicht 
zur Information sollte deshalb nicht gelten.
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(13) Es hat sich herausgestellt, dass Arbeitnehmer, die von einem Leiharbeitsunternehmen oder von einem einen 
Arbeitnehmer zur Verfügung stellenden Unternehmen einem entleihenden Unternehmen überlassen werden, im 
Rahmen der Erbringung von länderübergreifenden Dienstleistungen manchmal in das Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats entsandt werden. Der Schutz dieser Arbeitnehmer sollte gewährleistet werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten sicherstellen, dass das entleihende Unternehmen das Leiharbeitsunternehmen oder das einen Arbeitnehmer 
zur Verfügung stellende Unternehmen über entsandte Arbeitnehmer unterrichtet, die vorübergehend im Hoheits­
gebiet eines anderen Mitgliedstaats arbeiten, als dem Mitgliedstaat, in dem sie normalerweise für ein Leiharbeits­
unternehmen oder ein einen Arbeitnehmer zur Verfügung stellenden Unternehmen arbeiten, damit der Arbeitgeber 
gegebenenfalls die für den entsandten Arbeitnehmer günstigeren Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen anwen­
den kann. 

(14) Diese Richtlinie sollte ebenso wie die Richtlinie 96/71/EG, unbeschadet der Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 ( 1 ) 
und (EG) Nr. 987/2009 ( 2 ) des Europäischen Parlaments und des Rates gelten. 

(15) Da die Arbeit im internationalen Straßenverkehr durch besonders hohe Mobilität gekennzeichnet ist, wirft die 
Umsetzung dieser Richtlinie in diesem Sektor besondere rechtliche Fragen und Schwierigkeiten auf, die im Rahmen 
des Mobilitätspakets durch besondere Regeln für den Straßenverkehr, die auch der verstärkten Bekämpfung von 
Betrug und Missbrauch dienen, anzugehen sind. 

(16) In einem wirklich integrierten und wettbewerbsorientierten Binnenmarkt konkurrieren Unternehmen auf der 
Grundlage von Faktoren wie Produktivität, Effizienz und dem Bildungs- und Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte 
sowie der Qualität ihrer Güter und Dienstleistungen und durch den Grad an Innovation miteinander. 

(17) Es fällt in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, Entlohnungsvorschriften im Einklang mit ihren nationalen Rechts­
vorschriften und/oder nationalen Gepflogenheiten festzulegen. Die Festlegung der Löhne und Gehälter fällt in die 
alleinige Zuständigkeit der Mitgliedstaaten und der Sozialpartner. Es ist besonders darauf zu achten, dass die 
nationalen Systeme für die Festlegung der Löhne und Gehälter und die Freiheit der beteiligten Parteien nicht 
untergraben werden. 

(18) Beim Vergleich der Entlohnung des entsandten Arbeitnehmers mit der geschuldeten Entlohnung gemäß dem 
nationalen Recht und/oder der nationalen Gepflogenheit des Aufnahmemitgliedstaats sollte der Bruttobetrag der 
Entlohnung berücksichtigt werden. Dabei sollten nicht die einzelnen Bestandteile der Entlohnung, die gemäß dieser 
Richtlinie zwingend vorgeschrieben sind, sondern die Bruttobeträge der Entlohnung insgesamt verglichen werden. 
Um Transparenz zu gewährleisten und die zuständigen Behörden und Stellen bei der Durchführung von Prüfungen 
und Kontrollen zu unterstützen, ist es jedoch notwendig, dass die einzelnen Bestandteile der Entlohnung gemäß 
dem nationalen Recht und/oder den Gepflogenheiten des Mitgliedstaats, aus dem der Arbeitnehmer entsandt 
wurde, hinreichend genau ermittelt werden können. Sofern die Entsendungszulagen nicht Auslagen betreffen, 
die infolge der Entsendung tatsächlich entstanden sind, wie z. B. Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten, 
sollten diese als Bestandteil der Entlohnung gelten und für den Vergleich der Bruttobeträge der Entlohnung 
berücksichtigt werden. 

(19) Entsendungszulagen dienen oft mehreren Zwecken. Soweit ihr Zweck die Erstattung von infolge der Entsendung 
entstandenen Kosten wie z. B. Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten ist, sollten sie nicht als Bestandteil 
der Entlohnung gelten. Es ist Sache der Mitgliedstaaten, im Einklang mit ihren nationalen Rechtsvorschriften 
und/oder nationalen Gepflogenheiten Erstattungsvorschriften für diese Kosten festzulegen. Der Arbeitgeber sollte 
entsandten Arbeitnehmern diese Kosten im Einklang mit den auf das Arbeitsverhältnis anwendbaren nationalen 
Rechtsvorschriften und/oder nationalen Gepflogenheiten erstatten. 

(20) In Anbetracht der Bedeutung der Entsendungszulagen sollte Unsicherheit in Bezug auf die Frage, welche Bestand­
teile der Entsendungszulagen der Kostenerstattung zuzuordnen sind, die durch die Entsendung entstanden sind, 
vermieden werden. Bei der gesamten Zulage sollte davon ausgegangen werden, dass sie zur Erstattung von Kosten 
gezahlt wird, sofern nicht in den Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, die sich aus den auf das Arbeitsver­
hältnis anwendbaren Rechts- und Verwaltungsvorschriften, Tarifverträgen, Schiedssprüchen oder vertraglichen Ver­
einbarungen ergeben, festgelegt ist, welche Bestandteile der Zulage der Kostenerstattung zuzuordnen sind, die 
durch die Entsendung entstanden und welche Bestandteil der Entlohnung sind. 

(21) Die in nationalen Rechtsvorschriften oder in Tarifverträgen gemäß dieser Richtlinie festgelegten Entlohnungs­
bestandteile und sonstigen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen sollten für alle Unternehmen und entsandten 
Arbeitnehmer klar und transparent sein. Da Transparenz und der Zugang zu Informationen für die Rechtssicherheit 
und die Rechtsdurchsetzung unverzichtbar sind, ist es gemäß Artikel 5 der Richtlinie 2014/67/EU gerechtfertigt, 
die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die Informationen über die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen auf der
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einzigen offiziellen nationalen Website zu veröffentlichen, dahingehend auszuweiten, alle zwingend vorgeschrie­
benen, die Entlohnung ausmachenden Bestandteile sowie die bei Entsendungen von mehr als 12 oder gegebenen­
falls 18 Monaten gemäß dieser Richtlinie geltenden zusätzlichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu ver­
öffentlichen. Jeder Mitgliedstaat sollte sicherstellen, dass die Information auf der einzigen offiziellen nationalen 
Website korrekt und auf dem neuesten Stand ist. Sanktionen gegen ein Unternehmen wegen Nichteinhaltung der 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, die den entsandten Arbeitnehmern zu garantieren sind, sollten angemes­
sen sein, und bei der Festlegung der Sanktion sollte insbesondere berücksichtigt werden, ob die Informationen auf 
der einzigen offiziellen nationalen Website über die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gemäß Artikel 5 der 
Richtlinie 2014/67/EU unter Wahrung der Autonomie der Sozialpartner zur Verfügung gestellt wurden. 

(22) Die Richtlinie 2014/67/EU legt eine Reihe von Bestimmungen fest, mit denen sichergestellt wird, dass die Vor­
schriften über die Entsendung von Arbeitnehmern durchgesetzt und von allen Unternehmen eingehalten werden. 
In Artikel 4 der genannten Richtlinie werden Umstände genannt, die bei der Gesamtbeurteilung der jeweiligen 
Situation berücksichtigt werden können, um zu ermitteln, ob eine tatsächliche Entsendung vorliegt, und um 
Missbrauch und Umgehung der Vorschriften zu verhindern. 

(23) Arbeitgeber sollten vor dem Beginn einer Entsendung geeignete Maßnahmen ergreifen, um gemäß der Richtlinie 
91/533/EWG des Rates ( 1 ) wesentliche Informationen für den Arbeitnehmer über die für die Entsendung relevanten 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zur Verfügung zu stellen. 

(24) Mit dieser Richtlinie wird ein ausgeglichener Rahmen für die Dienstleistungsfreiheit und den Schutz entsandter 
Arbeitnehmer eingerichtet, der diskriminierungsfrei, transparent und verhältnismäßig ist und gleichzeitig die Vielfalt 
der nationalen Arbeitsbeziehungen achtet. Diese Richtlinie steht der Anwendung von für entsandte Arbeitnehmer 
günstigeren Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen nicht entgegen. 

(25) Um Missbräuche im Falle der Unterauftragsvergabe zu bekämpfen und die Rechte entsandter Arbeitnehmer zu 
schützen, sollten die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 12 der Richtlinie 2014/67/EU geeignete Maßnahmen ergreifen, 
um die Haftung bei Unteraufträgen sicherzustellen. 

(26) Um eine ordnungsgemäße Anwendung der Richtlinie 96/71/EG sicherzustellen, sollten die Koordinierung zwischen 
den zuständigen Behörden und/oder Stellen der Mitgliedstaaten sowie die Zusammenarbeit auf Unionsebene bei der 
Bekämpfung von Betrug im Zusammenhang mit der Entsendung von Arbeitnehmern verstärkt werden. 

(27) Bei der Bekämpfung von Betrug im Zusammenhang mit Entsendungen von Arbeitnehmern sollte die durch den 
Beschluss (EU) 2016/344 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) eingerichtete Europäische Plattform zur 
Stärkung der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit (im Folgenden „Plattform“) 
gemäß ihres Mandats an der Überwachung und Beurteilung von Betrugsfällen teilnehmen, die Durchführung und 
Effizienz der Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten verbessern, Warnmechanismen entwickeln 
sowie Hilfe und Unterstützung zur Verstärkung der Verwaltungszusammenarbeit und des Informationsaustauschs 
zwischen den zuständigen Behörden und Stellen bieten. Dabei muss die Plattform eng mit dem mit dem Beschluss 
2009/17/EG der Kommission ( 3 ) eingesetzten Expertenausschuss für die Entsendung von Arbeitnehmern zusam­
menarbeiten. 

(28) In Anbetracht des länderübergreifenden Charakters bestimmter Betrugs- oder Missbrauchssachverhalte im Zusam­
menhang mit Entsendungen von Arbeitnehmern sind konkrete Maßnahmen zur Verstärkung der länderübergrei­
fenden Dimension der Überprüfungen, der Erkundigungen und des Informationsaustauschs zwischen den zustän­
digen Behörden oder Stellen der betreffenden Mitgliedstaaten gerechtfertigt. Zu diesem Zweck sollten die zustän­
digen Behörden oder Stellen im Rahmen der in den Richtlinien 96/71/EG und 2014/67/EU, insbesondere Artikel 7 
Absatz 4 der Richtlinie 2014/67/EU vorgesehenen Verwaltungszusammenarbeit über die erforderlichen Mittel 
verfügen, um auf solche Sachverhalte aufmerksam zu machen und Informationen zur Verhinderung und Bekämp­
fung von Betrug und Missbrauch auszutauschen. 

(29) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung der Mitgliedstaaten und der Kommission vom 28. September 2011 
zu erläuternden Dokumenten ( 4 ) haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätzlich zur 
Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der Zusammen­
hang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen nationaler Umsetzungsinstru­
mente erläutert wird. In Bezug auf diese Richtlinie hält der Gesetzgeber die Übermittlung derartiger Dokumente für 
gerechtfertigt.
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(30) Die Richtlinie 96/71/EG sollte entsprechend geändert werden — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderungen der Richtlinie 96/71/EG 

Die Richtlinie 96/71/EG wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Titel erhält folgende Fassung: „Gegenstand und Anwendungsbereich“. 

b) Folgende Absätze werden eingefügt: 

„(–1) Mit dieser Richtlinie wird der Schutz entsandter Arbeitnehmer während ihrer Entsendung im Verhältnis zur 
Dienstleistungsfreiheit sichergestellt, indem zwingende Vorschriften in Bezug auf die Arbeitsbedingungen und den 
Schutz der Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer festgelegt werden, die eingehalten werden müssen. 

(–1a) Diese Richtlinie berührt in keiner Weise die Ausübung der in den Mitgliedstaaten und auf Unionsebene 
anerkannten Grundrechte, einschließlich des Rechts oder der Freiheit zum Streik oder zur Durchführung anderer 
Maßnahmen, die im Rahmen der jeweiligen Systeme der Mitgliedstaaten im Bereich der Arbeitsbeziehungen nach 
ihren nationalen Rechtsvorschriften und/oder ihren nationalen Gepflogenheiten vorgesehen sind. Sie berührt auch 
nicht das Recht, im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften und/oder nationalen Gepflogenheiten Tarif­
verträge auszuhandeln, abzuschließen und durchzusetzen oder kollektive Maßnahmen zu ergreifen.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

i) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) als Leiharbeitsunternehmen oder als einen Arbeitnehmer überlassendes Unternehmen einen Arbeitnehmer 
einem entleihenden Unternehmen überlassen, das seinen Sitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat oder 
dort seine Tätigkeit ausübt, sofern für die Dauer der Entsendung ein Arbeitsverhältnis zwischen dem Leih­
arbeitsunternehmen oder dem einen Arbeitnehmer zur Verfügung stellenden Unternehmen und dem Ar­
beitnehmer besteht.“ 

ii) Folgende Unterabsätze werden angefügt: 

„Muss ein Arbeitnehmer, der von einem Leiharbeitsunternehmen oder einem Arbeitnehmer überlassenden 
Unternehmen einem entleihenden Unternehmen gemäß Buchstabe c überlassen wird, Arbeit im Rahmen der 
länderübergreifenden Erbringung von Dienstleistungen im Sinne von Buchstabe a, b oder c im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats als demjenigen verrichten, in dem der Arbeitnehmer normalerweise entweder für 
das Leiharbeitsunternehmen oder das Arbeitnehmer zur Verfügung stellende Unternehmen oder das entleihende 
Unternehmen arbeitet, so gilt der Arbeitnehmer als von dem Leiharbeitsunternehmen oder dem Arbeitnehmer 
zur Verfügung stellenden Unternehmen, mit dem der Arbeitnehmer in einem Arbeitsverhältnis steht, in das 
Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats entsandt. Das Leiharbeitsunternehmen oder das einen Arbeitnehmer zur 
Verfügung stellende Unternehmen ist als ein Unternehmen im Sinne von Absatz 1 zu betrachten und hält 
die entsprechenden Bestimmungen dieser Richtlinie und der Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates (*) uneingeschränkt ein. 

Das entleihende Unternehmen unterrichtet das Leiharbeitsunternehmen oder das einen Arbeitnehmer überlas­
sende Unternehmen, das den Arbeitnehmer überlassen hat, rechtzeitig vor Beginn der Arbeit nach Unter­
absatz 2. 

___________ 
(*) Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der 

Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleis­
tungen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit 
Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-Verordnung“) (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 11).“ 

2. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass unabhängig von dem auf das jeweilige Arbeitsverhältnis anwendbaren 
Recht die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Unternehmen den in ihr Hoheitsgebiet entsandten Arbeitnehmern 
bezüglich der nachstehenden Aspekte auf der Grundlage der Gleichbehandlung die Arbeits- und Beschäftigungs­
bedingungen garantieren, die in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Arbeitsleistung erbracht wird, 
festgelegt sind, 

— durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften und/oder
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— durch für allgemein verbindlich erklärte Tarifverträge oder Schiedssprüche oder durch Tarifverträge oder 
Schiedssprüche, die anderweitig nach Absatz 8 Anwendung finden: 

a) Höchstarbeitszeiten und Mindestruhezeiten; 

b) bezahlter Mindestjahresurlaub; 

c) Entlohnung, einschließlich der Überstundensätze; dies gilt nicht für die zusätzlichen betrieblichen Alters­
versorgungssysteme; 

d) Bedingungen für die Überlassung von Arbeitskräften, insbesondere durch Leiharbeitsunternehmen; 

e) Sicherheit, Gesundheitsschutz und Hygiene am Arbeitsplatz; 

f) Schutzmaßnahmen im Zusammenhang mit den Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen von Schwangeren 
und Wöchnerinnen, Kindern und Jugendlichen; 

g) Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie andere Nichtdiskriminierungsbestimmungen; 

h) Bedingungen für die Unterkünfte von Arbeitnehmern, wenn sie vom Arbeitgeber für Arbeitnehmer, die von 
ihrem regelmäßigen Arbeitsplatz entfernt sind, zur Verfügung gestellt werden; 

i) Zulagen oder Kostenerstattungen zur Deckung von Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten für 
Arbeitnehmer, die aus beruflichen Gründen nicht zu Hause wohnen. 

Buchstabe i gilt ausschließlich für die Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten, die entsandten Arbeitneh­
mern entstehen, wenn sie zu und von ihrem regelmäßigen Arbeitsplatz in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheits­
gebiet sie entsandt wurden, reisen müssen oder von ihrem Arbeitgeber vorübergehend von diesem regelmäßigen 
Arbeitsplatz an einen anderen Arbeitsplatz gesandt werden. 

Für die Zwecke dieser Richtlinie bestimmt sich der Begriff „Entlohnung“ nach den nationalen Rechtsvorschriften 
und/oder nationalen Gepflogenheiten des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt ist, und 
umfasst alle die Entlohnung ausmachenden Bestandteile, die gemäß nationalen Rechts- oder Verwaltungsvorschrif­
ten oder durch in diesem Mitgliedstaat für allgemeinverbindlich erklärte Tarifverträge oder Schiedssprüche oder 
durch Tarifverträge oder Schiedssprüche, die nach Absatz 8 anderweitig Anwendung finden, zwingend verbindlich 
gemacht worden sind. 

Unbeschadet des Artikels 5 der Richtlinie 2014/67/EU veröffentlichen die Mitgliedstaaten die Informationen über 
die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen nach den nationalen Rechtsvorschriften und/oder nationalen Gepflo­
genheiten unverzüglich und in transparenter Weise auf der einzigen offiziellen nationalen Website nach dem 
genannten Artikel, einschließlich der die Entlohnung ausmachenden Bestandteile gemäß Unterabsatz 3 des vor­
liegenden Absatzes und alle Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gemäß Absatz 1a des vorliegenden Artikels. 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die auf der einzigen offiziellen nationalen Website bereitgestellten Informa­
tionen korrekt und aktuell sind. Die Kommission veröffentlicht auf ihrer Website die Adressen der einzigen 
offiziellen nationalen Websites. 

Ist den Informationen auf der einzigen offiziellen nationalen Website entgegen den Bestimmungen des Artikels 5 
der Richtlinie 2014/67/EU nicht zu entnehmen, welche Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen anzuwenden sind, 
so wird dieser Umstand gemäß den nationalen Rechtsvorschriften und/oder den nationalen Gepflogenheiten bei der 
Festlegung der Sanktionen im Falle von Verstößen gegen die gemäß dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vor­
schriften so weit berücksichtigt, wie es für die Gewährleistung ihrer Verhältnismäßigkeit erforderlich ist.“ 

b) Folgende Absätze werden eingefügt: 

„(1a) In Fällen, in denen die tatsächliche Entsendungsdauer mehr als 12 Monate beträgt, sorgen die Mitglied­
staaten dafür, dass unabhängig von dem auf das jeweilige Arbeitsverhältnis anwendbaren Recht die in Artikel 1 
Absatz 1 genannten Unternehmen den in ihr Hoheitsgebiet entsandten Arbeitnehmern auf der Grundlage der 
Gleichbehandlung zusätzlich zu den Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gemäß Absatz 1 des vorliegenden 
Artikels sämtliche anwendbaren Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen garantieren, die in dem Mitgliedstaat, in 
dessen Hoheitsgebiet die Arbeitsleistung erbracht wird, festgelegt sind 

— durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften und/oder 

— durch für allgemein verbindlich erklärte Tarifverträge oder Schiedssprüche, oder durch Tarifverträge oder 
Schiedssprüche, die anderweitig nach Absatz 8 anderweitig Anwendung finden.
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Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes findet keine Anwendung auf folgende Aspekte: 

a) Verfahren, Formalitäten und Bedingungen für den Abschluss und die Beendigung des Arbeitsvertrags, einschließ­
lich Wettbewerbsverboten; 

b) zusätzliche betriebliche Altersversorgungssysteme. 

Legt der Dienstleistungserbringer eine mit einer Begründung versehene Mitteilung vor, so verlängert der Mitglied­
staat, in dem die Dienstleistung erbracht wird, den in Unterabsatz 1 genannten Zeitraum auf 18 Monate. 

Ersetzt ein in Artikel 1 Absatz 1 genanntes Unternehmen einen entsandten Arbeitnehmer durch einen anderen 
entsandten Arbeitnehmer, der die gleiche Tätigkeit am gleichen Ort ausführt, so gilt als Entsendungsdauer für die 
Zwecke dieses Absatzes die Gesamtdauer der Entsendezeiten der betreffenden einzelnen entsandten Arbeitnehmer. 

Der in Unterabsatz 4 dieses Absatzes genannte Begriff „gleiche Tätigkeit am gleichen Ort“ wird unter anderem unter 
Berücksichtigung der Art der zu erbringenden Dienstleistung oder der durchzuführenden Arbeit und der An­
schrift(en) des Arbeitsplatzes bestimmt. 

(1b) Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass die in Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe c genannten Unternehmen den 
entsandten Arbeitnehmern die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen garantieren, die nach Artikel 5 der Richt­
linie 2008/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (*) für Leiharbeitnehmer gelten, die von im Mit­
gliedstaat der Leistungserbringung niedergelassenen Leiharbeitsunternehmen zur Verfügung gestellt werden. 

Das entleihende Unternehmen unterrichtet die in Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe c genannten Unternehmen über die 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, die in diesem Unternehmen für die Arbeitsbedingungen und die Ent­
lohnung gelten, soweit sie von Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes erfasst sind. 

___________ 
(*) Richtlinie 2008/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 über Leiharbeit 

(ABl. L 327 vom 5.12.2008, S. 9).“ 

c) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Die Absätze 1 bis 6 stehen der Anwendung von für die Arbeitnehmer günstigeren Beschäftigungs- und 
Arbeitsbedingungen nicht entgegen. 

Die Entsendungszulagen gelten als Bestandteil der Entlohnung, sofern sie nicht als Erstattung von infolge der 
Entsendung tatsächlich entstandenen Kosten wie z. B. Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten gezahlt 
werden. Der Arbeitgeber erstattet dem entsandten Arbeitnehmer unbeschadet des Absatzes 1 Unterabsatz 1 Buch­
stabe h diese Kosten im Einklang mit den auf das Arbeitsverhältnis des entsandten Arbeitnehmers anwendbaren 
nationalen Rechtsvorschriften und/oder nationalen Gepflogenheiten. 

Legen die für das Arbeitsverhältnis geltenden Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen nicht fest, ob und wenn ja 
welche Bestandteile einer Entsendungszulage als Erstattung von infolge der Entsendung tatsächlich entstandenen 
Kosten gezahlt werden oder welche Teil der Entlohnung sind, so ist davon auszugehen, dass die gesamte Zulage als 
Erstattung von infolge der Entsendung entstandenen Kosten gezahlt wird.“ 

d) In Absatz 8 erhalten die Unterabsätze 2 und 3 folgende Fassung: 

„Mangels eines Systems zur Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen oder Schiedssprüchen im Sinne des 
Unterabsatzes 1 oder zusätzlich zu einem solchen System können die Mitgliedstaaten auch beschließen, Folgendes 
zugrunde zu legen: 

— die Tarifverträge oder Schiedssprüche, die für alle in den jeweiligen geographischen Bereich fallenden und die 
betreffende Tätigkeit oder das betreffende Gewerbe ausübenden gleichartigen Unternehmen allgemein wirksam 
sind, und/oder 

— die Tarifverträge, die von den auf nationaler Ebene repräsentativsten Organisationen der Tarifvertragsparteien 
geschlossen werden und innerhalb des gesamten nationalen Hoheitsgebiets zur Anwendung kommen, 

sofern deren Anwendung auf in Artikel 1 Absatz 1 genannte Unternehmen eine Gleichbehandlung dieser Unter­
nehmen in Bezug auf die in Absatz 1 Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Aspekte und gegebenen­
falls bezüglich der den entsandten Arbeitnehmern nach Absatz 1a des vorliegenden Artikels zu garantierenden 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen mit den im vorliegenden Unterabsatz genannten anderen Unternehmen, 
die sich in einer vergleichbaren Lage befinden, gewährleistet.
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Gleichbehandlung im Sinne dieses Artikels liegt vor, wenn nationale Unternehmen in einer vergleichbaren Lage: 

— am betreffenden Ort oder in der betreffenden Sparte hinsichtlich der Aspekte des Absatzes 1 Unterabsatz 1 des 
vorliegenden Artikels denselben Anforderungen unterworfen sind, wie die Unternehmen im Sinne des Absatzes 
1 Absatz 1 und gegebenenfalls den entsandten Arbeitnehmern zu garantierenden Arbeits- und Beschäftigungs­
bedingungen nach Absatz 1a des vorliegenden Artikels, und 

— wenn sie dieselben Anforderungen mit derselben Wirkung erfüllen müssen.“ 

e) Absätze 9 und 10 erhalten folgende Fassung: 

„(9) Die Mitgliedstaaten können bestimmen, dass die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Unternehmen den Ar­
beitnehmern im Sinne von Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe c zusätzlich zu den in Absatz 1b des vorliegenden Artikels 
genannten Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen andere Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen garantieren, 
die für Leiharbeitnehmer in dem Mitgliedstaat gelten, in dem die Arbeitsleistung erbracht wird. 

(10) Diese Richtlinie berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, unter Einhaltung der Verträge auf inländische 
Unternehmen und Unternehmen aus anderen Mitgliedstaaten in gleicher Weise Arbeits- und Beschäftigungsbedin­
gungen für andere als die in Absatz 1 Unterabsatz 1 aufgeführten Aspekte, soweit es sich um Vorschriften im 
Bereich der öffentlichen Ordnung handelt, anzuwenden.“ 

3. Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Mitgliedstaaten sehen die Zusammenarbeit der zuständigen Behörden oder Stellen, einschließlich der 
öffentlichen Behörden, vor, die entsprechend den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften für die Überwachung der in 
Artikel 3 aufgeführten Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, auch auf Unionsebene, zuständig sind. Diese Zusam­
menarbeit besteht insbesondere darin, begründete Anfragen dieser Behörden oder Stellen zu beantworten, die das 
länderübergreifende Zurverfügungstellen von Arbeitnehmern betreffen, und gegen offenkundige Verstöße oder mög­
liche Fälle unzulässiger Tätigkeiten, wie länderübergreifende Fälle von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit und Schein­
selbstständigkeit im Zusammenhang mit der Entsendung von Arbeitnehmern, vorzugehen. Verfügt die zuständige 
Behörde oder Stelle in dem Mitgliedstaat, aus dem der Arbeitnehmer entsandt wird, nicht über die Informationen, 
um die die zuständige Behörde oder Stelle des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt wird, 
ersucht hat, so bemüht sie sich, diese Informationen von anderen Behörden oder Stellen in diesem Mitgliedstaat zu 
erlangen. Bei anhaltenden Verzögerungen bei der Bereitstellung dieser Informationen an den Mitgliedstaat, in dessen 
Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt wird, wird die Kommission unterrichtet, die geeignete Maßnahmen ergreift.“ 

4. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

Überwachung, Kontrolle und Durchsetzung 

Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt wird, und der Mitgliedstaat, aus dem der 
Arbeitnehmer entsandt wird, sind für die Überwachung, Kontrolle und Durchsetzung der in dieser Richtlinie und 
der Richtlinie 2014/67/EU festgelegten Verpflichtungen verantwortlich und ergreifen geeignete Maßnahmen für den 
Fall der Nichteinhaltung dieser Richtlinie. 

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften über Sanktionen, die bei Verstößen gegen die gemäß dieser Richtlinie 
erlassenen nationalen Vorschriften zu verhängen sind, und treffen alle für die Anwendung der Sanktionen erforder­
lichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere sicher, dass den Arbeitnehmern und/oder den Arbeitnehmervertretern für die 
Durchsetzung der sich aus dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen geeignete Verfahren zur Verfügung stehen. 

In dem Fall, dass nach einer von einem Mitgliedstaat gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2014/67/EU durchgeführten 
Gesamtbeurteilung festgestellt wird, dass ein Unternehmen fälschlicherweise oder in betrügerischer Absicht den Ein­
druck erweckt hat, dass die Situation eines Arbeitnehmers in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fällt, stellt 
dieser Mitgliedstaat sicher, dass der Arbeitnehmer in den Genuss des entsprechenden Rechts und der entsprechenden 
Gepflogenheiten kommt. 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass dieser Artikel nicht dazu führt, dass für den betreffenden Arbeitnehmer ungüns­
tigere Bedingungen gelten als für entsandte Arbeitnehmer.“ 

5. Der einleitende Satz des Anhangs wird wie folgt geändert: 

„Die in Artikel 3 Absatz 2 genannten Tätigkeiten umfassen alle Bauarbeiten, die der Errichtung, der Instandsetzung, der 
Instandhaltung, dem Umbau oder dem Abriss von Bauwerken dienen, insbesondere“.
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Artikel 2 

Überprüfung 

(1) Die Kommission überprüft die Anwendung und Umsetzung dieser Richtlinie. Bis 30. Juli 2023 unterbreitet die 
Kommission dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen 
Bericht über die Anwendung und Umsetzung dieser Richtlinie und legt gegebenenfalls Vorschläge für notwendige 
Änderungen der vorliegenden Richtlinie und der Richtlinie 96/71/EG vor. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Bericht enthält eine Bewertung darüber, ob in folgenden Fällen weitere Maßnahmen zur 
Gewährleistung gleicher Ausgangsbedingungen und zum Schutz der Arbeitnehmer erforderlich sind: 

a) im Fall der Unterauftragsvergabe; 

b) im Hinblick auf Artikel 3 Absatz 3 der vorliegenden Richtlinie unter Berücksichtigung der Entwicklungen in Bezug auf 
den Gesetzgebungsakt zur Änderung der Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
bezüglich der Durchsetzungsanforderungen und zur Festlegung spezifischer Regeln im Zusammenhang mit der Richt­
linie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU für die Entsendung von Kraftfahrern im Straßenverkehrssektor. 

Artikel 3 

Umsetzung und Anwendung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis 30. Juli 2020 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die 
erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser 
Maßnahmen mit. 

Sie wenden diese Maßnahmen ab dem 30.Juli 2020 an. Bis zu diesem Zeitpunkt ist die Richtlinie 96/71/EG weiterhin in 
der Fassung anwendbar, die vor den mit dieser Richtlinie eingeführten Änderungen galt. 

Bei Erlass dieser Maßnahmen nehmen die Mitgliedstaaten in den Maßnahmen selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Be­
zugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

(3) Diese Richtlinie gilt für den Straßenverkehrssektor ab dem Geltungsbeginn eines Gesetzgebungsakts zur Änderung 
der Richtlinie 2006/22/EG bezüglich der Durchsetzungsanforderungen und zur Festlegung spezifischer Regeln im Zu­
sammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU für die Entsendung von Kraftfahrern im 
Straßenverkehrssektor. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 5 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 28. Juni 2018. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Der Präsident 

A. TAJANI 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 

L. PAVLOVA
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( 1 ) Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über Mindestbedingungen für die Durch­
führung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates über Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Kraft­
verkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates (ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 35).
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